Deutscher Bundestag 
1. 'Wahlperiode 
1949 


Interpellation 

der Fraktion der SPD 


betr.: Artikel 33 des Grundgesetzes. 

I. Nach Artikel 33 Absatz 3 des Grundgesetzes ist die Zulassung 
zu öffentlichen Ämtern unabhängig von dem religiösen Bekennt- 
nis. Nicmandciri darf aus seiner Zugehörigkeit oder Nichtzu- 
gehörigkeit zu einem Bekenntnis oder einer Weltanschauung ein 
Nachteil erwachsen. 

Wir fragen die Bundesregierung: 

1) Worauf gründen sich die Mitteilungen der Bundesregierung 
über die konfessionelle Zugehörigkeit der Beamten in den 
Bundesministerien ? 

2) Hält die Bundesregierung es bei der Besetzung von Ämtern 
für vereinbar mit dem Grundgesetz, die Bundesbeamten zu 
veranlassen, ihre Konfession gegenüber der Anstellungsbehör- 
de zu offenbaren.^ 

II. Nach Artikel 33 Absatz 2 des Grundgesetzes hat jeder Dcutsdie 
nach seiner Eignung, Belähigung und fachlichen Leistung gleichen 
Zugang zu jedem öffentlichen Amte. 

Wir fragen die Bundesregierung: 

1) Ist die Bundesregierung bereit, der Ämterpatronage durch 
die Altherren- Verbände der Studenten-Korporationen (zum 
Beispiel SC. und CV^.) entgegenzuwirken? 

2) Hält die Bundesregierung Personen, die für die nationalso- 
zialistische Gewaltherrschaft an hervorragender Stelle tätig 
waren, für geeignet, heute hohe öffentliche Ämter zu be- 
kleiden? 

Bonn, den 26. April 1950 


Ollenhauer und Fraktion 
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